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Organisation und Ziele des  
RegGov-Netzwerks 

Die Stadt Duisburg leitet das URBACT II RegGov-
Netzwerk – „Regionale Governance nachhaltiger 
integrierter Entwicklung in benachteiligten Stadt-
teilen“. Die neun Partnerstädte des Netzwerks ha-
ben integrierte und nachhaltige lokale Aktionsplä-
ne (Integrierte Handlungsprogramme) entwickelt 
und bei den jeweiligen nationalen bzw. regiona-
len Verwaltungsbehörden / Ministerien (in NRW: 
MWEBWV Ministerium für Wirtschaft, Energie, 
Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nord-
rhein-Westfalen) zur Förderung eingereicht. Das 
europäische URBACT II RegGov-Netzwerk hat mit 
seinen Arbeitsergebnissen und der Einbeziehung 
so genannter „Local Support Groups“ / LSG, d. h. 
lokaler Akteure, maßgeblich zur Qualifizierung der 
jeweiligen Anträge zur Förderung im Rahmen der 
Operationellen Programme beitragen können.

Das URBACT-Programm fördert die Zusammenar-
beit europäischer Partnerstädte und der Ministeri-
en/Verwaltungsbehörden („Managing Authorities“/
MAs) der jeweiligen Operationellen Programme 
(„Operational Programmes“/OPs). Ziel ist es, eine 
bessere Vernetzung zwischen den stadtpolitischen 
Strategien und den Operationellen Programmen 
der jeweiligen Ministerien/Behörden herzustellen.

Die größte Herausforderung für das RegGov-
Netzwerk besteht darin, nachhaltige und integrier-
te Strategien zur Entwicklung von Stadtteilen zu 
fördern und Strukturen zur Mitbestimmung bei po-
litischen Entscheidungen und deren Umsetzung 
anzuregen. Der Schwerpunkt liegt auf der Zu-
sammenarbeit und Integration auf und zwischen 
verschiedenen administrativen Ebenen in benach-
teiligten Stadtteilen und somit einer „Multi-Level 
Governance Strategie“. Dabei geht es vor allem 
um folgende Fragestellung:

Wie lässt sich ein effizientes Modell und ein ver-
antwortungsbewusstes Governance-Modell der 
integrierten Stadtteilentwicklung erarbeiten und 
umsetzen, um eine erfolgreiche und nachhaltige 
Erneuerung der jeweiligen Stadtteile zu erreichen? 

Schlussfolgerungen des Netzwerkes:
Es bedarf einer langfristigen und effizienten »»
„horizontalen Zusammenarbeit“ zwischen allen 

regionalen Akteuren. Dabei muss sichergestellt 
werden, dass alle relevanten Schlüsselfiguren, 
Interessenverbände und Organisationen bei der 
Entwicklung und Umsetzung der integrierten 
Lokalen Aktionspläne / Handlungsprogramme 
eingebunden sind und alle verfügbaren Res-
sourcen genutzt und potenzielle Synergien er-
möglicht werden. 
Besondere Aufmerksamkeit gilt der Frage, wie »»
sich verbesserte und verlässlichere Formen 
„vertikaler Zusammenarbeit“ aufbauen las-
sen – angefangen bei den Stadtteilen, über die 
städtischen Ebenen bis hin zu den Ministerien/
Verwaltungsbehörden. Durch die Integration 
der „städtischen Dimension“ in die europäische 
Politik hat dieses Thema größere Bedeutung 
erhalten. Es wurden europaweit regionale Mi-
nisterien/Behörden eingesetzt, die auf neue 
und maßgebliche Art im Bereich der integrierten 
Stadt- und Stadtteilentwicklung Verantwortung 
übernehmen. 

Das RegGov-Netzwerk ist seit drei Jahren in die-
sem Bereich tätig. Es entwickelt, testet und ver-
breitet neue Modelle verantwortungsbewusster 
politischer Steuerung, indem es in neun Partner-
städten aus acht EU-Mitgliedsstaaten „Local Sup-
port Groups“ eingerichtet und „Integrierte Lokale 
Aktionspläne“ aufgestellt hat. 

Die Europäische Union hat dem RegGov-Netz-
werk das so genannte „Fast Track Label“, d.h. die 
unmittelbare Unterstützung und Mitarbeit der Eu-
ropäischen Kommission zuerkannt, welches eine 
zusätzliche Motivation zur engen Zusammenarbeit 
zwischen Städten und Ministerien/Verwaltungsbe-
hörden bei der Erstellung von lokalen Aktionsplä-
nen darstellt.

Wesentliche Ergebnisse

Die Governance urbaner Prozesse ist elemen-
tarer Bestandteil integrierter Entwicklungs- und 
Erneuerungsstrategien und der entsprechenden 
Programme. Hauptziel ist dabei die Verbesserung 
der horizontalen und vertikalen Zusammenarbeit 
aller Beteiligten. Zudem sollen alle regionalen und 
lokalen Akteure mit dem Wissen und den Mitteln 
ausgestattet werden, um Stadtteilerneuerung er-
folgreich konzipieren und umsetzen zu können. 
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Diese Akteure strategisch mit einzubeziehen und 
ihre Zusammenarbeit zu fördern, erhöht die Mo-
tivation und schafft ein größeres Verantwortungs-
bewusstsein, wenn es darum geht, Strategien zur 
Stadtteilerneuerung zu entwerfen, zu finanzieren 
und umzusetzen. 

Regionale Governance ist erst seit kurzer Zeit in 
ihrer ganzen Bedeutung erkannt worden. Das Ar-
beitsfeld Stadtteilentwicklung ist schon auf lokaler 
Ebene eine Herausforderung und erfordert hoch-
professionelle und komplexe Lösungsansätze. Sie 
kann jedoch nur ein erster Schritt sein und muss 
in einen größeren Kontext eingebettet werden. Die 
für eine Stadtteilentwicklung relevanten Arbeitsbe-
reiche reichen meist über die Grenzen des betref-
fenden Gebietes hinaus. Lösungsansätze müssen 
daher alle wichtigen politischen und administra-
tiven Ebenen einbeziehen und deren jeweilige 
Verantwortungsbereiche und Zusammenhänge 
berücksichtigen.

Neben der Förderung von Projekten für benach-
teiligte Stadtteile auf der Basis integrierter lokaler 
Aktionspläne sind zwei Fragen oft schwer zu be-
antworten: 

Wie lässt sich für Strukturen, die im Rahmen be-»»
grenzter Projekte entwickelt wurden, eine lang-
fristige Perspektive schaffen (Nachhaltigkeit/Ver-
stetigung)? 
Wie lassen sich die Rollen und Potenziale der »»
städtischen Akteure innerhalb dieser strategi-
schen Konsolidierungsprozesse bestimmen?

Folgende strategische Handlungsempfehlungen für 
Entscheidungsträger auf unterschiedlichen Ebenen 
wurden von den RegGov-Partnern entwickelt:

Integrierte Planung der Stadtteilentwicklung und »»
der dafür nötigen Maßnahmen 
Bündelung von Ressourcen »»
Erfordernis eines Quartiersmanagements»»
Aktivierung und Beteiligung der »»
Stadtteilbewohner/-innen 
Begleitende Beobachtung und Bewertung der »»
Resultate (Monitoring und Evaluation)

Die Herausforderung besteht darin, die örtliche Be-
wohnerschaft dafür zu gewinnen, eine aktive Rolle 
in der Verbesserung ihrer Wohn- und Lebenssitu-
ation zu übernehmen. Das RegGov-Netzwerk hat 
neue organisatorische und finanzielle Mittel und 
kreative Möglichkeiten der Beteiligung erprobt. 
Damit erweitern sich die Möglichkeiten zur Zusam-
menarbeit zwischen öffentlichem Sektor und den 
Bewohner/-innen. 

RegGov hat umfassende lokale Partnerschaften 
mit allen relevanten Akteuren geschlossen, die ei-
nen Beitrag zur erfolgreichen Stadtteilerneuerung 
oder Umsetzung einer entsprechenden Entwick-
lungsstrategie leisten können. Nationale/regionale 
Institutionen, städtische Schlüsselfiguren und lo-
kale Interessengemeinschaften sind in den „Local 
Support Groups“ jeder Partnerstadt integriert. 

Folgende Bestandteile vertikaler Steuerung haben 
sich in der gemeinsamen Arbeit bei der Umsetzung 
dieser Prinzipien als essentiell erwiesen: 

Entwicklung und Etablierung einer „Kultur der »»
Zusammenarbeit“
gegenseitiges Vertrauen »»
Aufbau neuer Kommunikationsstrukturen»»
Eröffnung von Lernprozessen für alle Partner »»

Neben der horizontalen Zusammenarbeit ist die 
vertikale Integration, d.h. die enge Zusammen-
arbeit zwischen Städten und Ministerien/Verwal-
tungsbehörden besonders wichtig, weil sie die 
politische und strategische Unterstützung für die 
Stadtteilerneuerung ermöglicht. Zudem lassen 
sich darüber Erfahrungen und Empfehlungen zur 
Bündelung verschiedener Programme oder zur 
Finanzierung von Projekten einholen. Die Her-
ausforderung besteht darin, Grenzen sektoraler 
Programmstrukturen zu überwinden. Die Koordi-
nierung der Richtlinien für die einzelnen fachbe-
zogenen Sektoren muss ebenfalls verbessert wer-
den. Letztlich beeinflusst das die Effektivität einer 
integrierten Stadtteilerneuerung. 

Die Ministerien/Verwaltungsbehörden sind darauf 
angewiesen, dass die Partnerstädte ihre in den 
Operationellen Programmen erarbeiteten Ziele 
erfüllen. Zu diesem Zweck sollten die Behörden 
eine Kooperations- bzw. Austauschplattform mit 
den betreffenden Städten und Gemeinden einrich-
ten, wo sie sich über die Programmförderung und 
damit verbunden gute Förderanträge austauschen 
können. Ein solcher Austausch führt zu einer ef-
fektiven Steuerung und direkten und vertrauens-
vollen Zusammenarbeit, die die Interessenslagen 
der involvierten Akteure berücksichtigt. 

Die nachfolgende gemeinsam entwickelte Liste 
der wichtigsten Anforderungen und Empfehlungen 
für eine „Multi-Level Governance“, d.h. ebenen-
übergreifende Steuerung der Stadtteilentwicklung, 
veranschaulicht den Fokus und die bisherigen Er-
gebnisse der Zusammenarbeit im RegGov-Netz-
werk. Die Empfehlungen richten sich an Entschei-
dungsträger und Behörden aller Ebenen.
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Zehn Empfehlungen 
Herausforderungen und Bedingungen für eine verantwortungsbewusste 
ebenenübergreifende Steuerung der Stadtteilentwicklung

1. 
Die Stärkung regionaler 

Steuerung von unten nach 
oben: keine lokalen Projekte 

ohne integrierte Strategien für 
die Gesamtstadt

2. 
Integrierte städtische 

Entwicklung: 
sozialraumorientierte und 

bereichsübergreifende Ansätze

3. 
Aktivierung und Befähigung 

von Bewohner/-innen: 
kurzfristige Erfolge und 

langfristige Visionen

4. 
Netzwerke in der Stadt: 

Den Institutionen ein Gesicht 
geben und gegenseitiges 

Vertrauen stärken

5. 
Koalitionen bilden: 

Zusammenarbeit als 
grundlegendes Prinzip

Der Lernprozess innerhalb des RegGov-Netzwerks hat gezeigt, wie 
wichtig es ist, die Planungen für die betreffenden Wohnviertel in ge-
samtstädtische Vorhaben und Strukturen einzubetten. Nur so lässt sich 
die nötige politische und strategische Unterstützung generieren. Inner-
halb des URBACT II-Programms wurden „Local Support Groups“ ge-
gründet, um bestmöglich die Kapazitäten vor Ort nutzen zu können und 
eine starke Vernetzung zwischen den Anwohner/innen der Stadtteile 
und den städtischen Akteuren herzustellen.

Alle relevanten Akteure sollten Möglichkeiten zur Beteiligung und In-
tervention haben. Dafür sollten sich die öffentlichen, privaten und bür-
gerschaftlichen Vereinigungen auf sinnvolle bereichsübergreifende 
Schwerpunkte einigen, die soziale, wirtschaftliche und umweltpolitische 
Faktoren beinhalten. Alle Aktivitäten und Finanzierungsmöglichkeiten 
sollten sich auf diese Schwerpunkte beziehen, aber auch die umliegen-
den Bereiche und den größeren Rahmen im Blick behalten. Das Bemü-
hen um eine breite Akzeptanz und gute Öffentlichkeitsarbeit (Lokalpres-
se) bilden die Basis für den Erfolg eines Projektes.

Innerhalb des integrierten Arbeitsansatzes sollte eine langfristige Per-
spektive entwickelt werden, die vom Prinzip der kleinen Schritte und 
Erfolge begleitet ist. Diese Herangehensweise hat sich als sehr moti-
vierend für die Anwohner erwiesen und fördert deren Bereitschaft, sich 
an weiteren Projekten in ihrem Stadtteil zu beteiligen. Die Ministerien/
Verwaltungsbehörden können dies mit Hilfe eines 2-Phasen-Entschei-
dungsprozesses fördern: zuerst sollten Ideenskizzen mit den entspre-
chenden Finanzierungsmöglichkeiten eingereicht werden, bevor im 
zweiten Schritt ausführliche Anträge zu diesen Vorschlägen erarbeitet 
werden. Eine effektive Nutzung der Ressourcen, weniger Zeit- und Per-
sonalaufwand für Bürokratie und dafür mehr Zeit und Arbeit in den be-
nachteiligten Stadtteilen – das sind die Ziele!

Die Vernetzung der verschiedenen städtischen und regionalen Pro-
gramme dient nicht nur als Lernplattform für alle Akteure, sondern hat 
auch einen deutlichen Mehrwert für den Ausbau von Kapazitäten inner-
halb der lokalen Programme und Strategien in den jeweiligen Städten. 
Zugleich wird durch den stetigen Austausch von Informationen ein offe-
nes Arbeitsklima geschaffen, das auf Kooperation und gegenseitigem 
Vertrauen basiert und von den Stadtteilen direkt bis in die Ministerien/
Verwaltungsbehörden reicht. 

Die Zusammenarbeit zwischen den Ministerien/Verwaltungsbehörden 
und Städten bzw. auf regionaler Ebene zwischen den Städten unterei-
nander ist die Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche und effiziente 
Umsetzung der Projekte zur Stadtteilerneuerung. In vielen Fällen müs-
sen jedoch erst die Kapazitäten geschaffen werden, um eine fruchtbare 
Partnerschaft zu begründen. Die Ministerien/Verwaltungsbehörden soll-
ten in Bezug auf die städtischen Projekte sowohl einen guten Einblick 
haben als auch auf dem neuesten Stand sein. Damit wird eine ausge-
wogene und effiziente Nutzung der öffentlichen Mittel zum Erreichen der 
Entwicklungsziele gesichert. 
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Das RegGov-Netzwerk hat in den letzten drei Jahren durch seine intensive 
Arbeit mit den beteiligten Bewohner/-innen die Basis für weitere Initiativen 
geschaffen. Die partizipative und sozial integrative Arbeitsweise unter Be-
teiligung aller Stadtteilbewohner/-innen – egal aus welchen Bereichen und 
Schichten – ist ein starkes Argument für die Projekte. Diese Erfahrung sollte 
auch den Ministerien/Verwaltungsbehörden kommuniziert werden, um sie 
auch auf andere Projekte und Programme übertragen zu können. Diese 
Art der Beteiligung von Anwohner/-innen sollte sogar obligatorisch sein und 
Voraussetzung von durch Mittel der Strukturfonds geförderten Projekten 
werden. 

Der Aufbau von „Frühwarnsystemen“ ist wichtig zur Identifizierung für ande-
re Stadtteile mit ähnlichen (schwierigen) Problemlagen. Diese können aus 
den Fehlern und Erfolgen benachteiligter Stadtteile lernen. Daneben sollte 
es innerhalb der Operationellen Programme Kontrollinstanzen geben, die 
sich um die Erfassung der Ergebnisse (z.B. die langfristige Stadtentwick-
lungspolitik oder die Nachhaltigkeit der Projekte) kümmern. 

Stabile nachbarschaftliche Beziehungen und Vertrauen aufzubauen ist ein 
langfristiger und komplexer Prozess. Der Versuch, diesen Prozess durch 
einen integrierten Arbeitsansatz im Rahmen kurzfristiger Projekte umzuset-
zen, gelingt nicht immer. Entscheidend für den Erfolg ist nicht zuletzt auch, 
den richtigen Zeitpunkt, den passenden Fokus und eine vor Ort spezifische 
Herangehensweise herauszuarbeiten. Solange sich integrierte Ansätze le-
diglich über Zusatzfinanzierungen tragen, bleiben sie vorübergehend. Statt 
solche Projekte einfach auslaufen zu lassen, sollten Wege gefunden wer-
den, langfristig tragfähige Strukturen innerhalb der Stadtteile aufzubauen – 
vom Erhalt des Stadtteilmanagements, einzelnen Projekten bis hin zu ver-
stetigten Verwaltungsstrukturen.

Das Wissen über die Finanzierungsmöglichkeiten von Programmen soll-
te erweitert werden. Außerdem sollte das Angebot an Querfinanzierungen 
innerhalb der lokalen Aktionspläne (z.B. zwischen ERDF und ESF) vergrö-
ßert werden. Die Kohärenz der Operationellen Programme auf nationaler 
und regionaler Ebene gilt es dabei so weit wie möglich zu verstärken. Die 
involvierten Ministerien/Verwaltungsbehörden sollten die Erfahrungen der 
Städte aktiv nutzen, bevor sie Richtlinien festlegen. 

Das von der Europäischen Union verabschiedete Wirtschaftsprogramm 
„Europa 2020“ zielt auf einen koordinierten strategischen Ansatz ab. Das 
Hauptaugenmerk liegt dabei – nicht nur bei benachteiligten Stadtteilen – 
auf Aspekten der Kohäsionspolitik, die zumeist auf lokaler Ebene in Er-
scheinung treten und oft auch nur dort behandelt werden können. Es wird 
also entscheidend sein, die städtische Dimension allgemein und bei der 
Umsetzung von Richtlinien der Kohäsionspolitik zu stärken. Das schaffen 
die Städte und Gemeinden jedoch nicht allein. Der Mehrwert einer Plattform 
zum projektbezogenen Erfahrungsaustausch für private und öffentliche Ak-
teure wird aus der Perspektive politischer Steuerung zu oft unterschätzt. 
Die Wertschätzung und Förderung einer solchen Plattform ist jedoch von 
größter Bedeutung – nicht nur auf der städtischen Ebene sondern als pro-
grammatische Verbesserung auf allen Ebenen. 

6. 
Physische und infra-
strukturelle Investitionen: 
Verbindungen zu sozial 
integrativen Aktivitäten

7. 
Beobachtung aller 
beteiligter Akteure: 
Frühwarnsystem und 
Erfassung der Resultate

 
8. 
Sonderfinanzierungs-
programme: eine 
Möglichkeit für soziale 
Innovation innerhalb des 
etablierten 
Instrumentariums

9. 
Bündelung von Ressourcen 
wenn es darauf ankommt: 
stärkere Integration auf der 
Programmebene

10. 
Städtische Agenda: die 
wichtige Rolle der Städte 
in der nächsten 
EU-Förderperiode


